[bookmark: _GoBack]Betriebsvereinbarung über Überstundenabbau

zwischen
der Mustermann GmbH, vertreten durch die Geschäftsführung – im Weiteren Arbeitgeberin genannt – 
und
dem Betriebsrat der Mustermann GmbH, vertreten durch die Betriebsratsvorsitzende Sylvia Maier – im Weiteren Betriebsrat genannt:

Präambel
Die Betriebsparteien stimmen darin überein, dass die arbeitszeitrechtlichen Vorgaben des Arbeitszeitgesetzes und der einschlägigen tarifvertraglichen Regelungen sowie der diesbezüglichen Betriebsvereinbarungen unbedingt einzuhalten sind. Zur gerechten Verteilung der durch Überstunden und Mehrarbeit entstehenden Belastungen auf die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des Betriebs vereinbaren die Betriebsparteien die nachstehende Betriebsvereinbarung.

§ 1 Geltungsbereich
Diese Betriebsvereinbarung gilt für alle gegenwärtigen und zukünftigen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des Betriebs.

§ 2 Feststellung der in der Vergangenheit aufgelaufenen Überstunden/Mehrarbeit, Analyse von Ursachen und Abhilfemaßnahmen
Die Betriebsparteien stellen zum 01.01.2011 fest, welche Überstunden/Mehrarbeit für jeden einzelnen Arbeitnehmer im Betrieb zum oben genannten Stichtag angefallen sind. Dazu übersendet die Arbeitgeberin dem Betriebsrat spätestens zum 05.11.2010 eine entsprechende Statistik, die bezogen auf den jeweiligen einzelnen Arbeitnehmer auch den einzelnen Arbeitnehmern zugestellt wird. Die Arbeitnehmer sind aufzufordern, die Abrechnung auf ihre Richtigkeit zu überprüfen; dieses Recht steht auch dem Betriebsrat zu. Die Überprüfung hat spätestens zum 28.02.2011 abgeschlossen zu sein.
Die Betriebsparteien werden danach einen Überstundenabbauplan für jeden einzelnen Arbeitnehmer bzw. für jede einzelne Abteilung aufstellen. Dieser Überstundenabbauplan hat einen vollständigen Abbau der aufgelaufenen Überstunden/Mehrarbeit bis zum … (Datum) vorzusehen. Die Einzelheiten der Ausgestaltung des Überstundenabbauplans regeln die § 3 und § 4.
Die Betriebsparteien stellen weiterhin laufend fest, wie sich die Überstunden/Mehrarbeit in den einzelnen Betriebsabteilungen entwickeln und beraten gemeinsam über die Ursachen dieser Entwicklung sowie über Abhilfemöglichkeiten. Hierzu werden die Betriebsparteien u.a. die Monatsgespräche nutzen.



§ 3 Überstunden-/Mehrarbeitsabbau
Sofern die Überstunden/Mehrarbeit für einen Arbeitnehmer 100 Stunden nicht überschreiten, sind die aufgelaufenen Überstunden/Mehrarbeit vollständig durch Freizeitausgleich bis spätestens zum 30.06.2011 auszugleichen. 
Darüber hinausgehende Stunden können zur Hälfte durch Freizeitausgleich bis zum 31.12.2011 ausgeglichen, die andere Hälfte kann durch Abgeltung ausgeglichen werden. Die Abgeltung erfolgt durch sechs gleich hohe Monatsraten in den Monaten März bis August 2011. Im Übrigen gilt § 9 dieser Betriebsvereinbarung.

§ 4 Maßnahmen zur Gewährleistung des Überstundenabbaus
Die Arbeitgeberin verpflichtet sich, sofern der Abbau der aufgelaufenen Überstunden durch Gewährung von Freizeitausgleich mit dem vorhandenen Personal nicht zu bewerkstelligen ist, entsprechendes Personal – ggf. in Form der Einstellung befristet beschäftigter Arbeitnehmer – einzustellen.
Alternativ: Die Arbeitgeberin verpflichtet sich, sofern der Abbau der aufgelaufenen Überstunden durch Gewährung von Freizeitausgleich mit dem vorhandenen Personal nicht zu bewerkstelligen ist, entsprechendes Personal – ggf. durch die Einstellung von Leiharbeitnehmern – bereitzustellen.
Alternativ: Die Arbeitgeberin verpflichtet sich, sofern der Abbau der aufgelaufenen Überstunden durch Gewährung von Freizeitausgleich mit dem vorhandenen Personal in der Abteilung nicht zu bewerkstelligen ist, entsprechendes Personal aus dem betrieblichen Springerpool bereitzustellen.

§ 5 Maßnahmen zur Verhinderung eines künftigen Aufbaus von Überstunden/Mehrarbeit
Die Betriebsparteien legen folgende Maßnahmen fest, um den zukünftigen Aufbau von Überstunden/Mehrarbeit zu verhindern bzw. zu begrenzen:
Sofern die Analyse der Überstunden-/Mehrarbeitsstatistik ergibt, dass in einer Abteilung über das ganze Jahr hinweg so viele Überstunden/Mehrarbeit angefallen sind, dass dies mindestens dem Arbeitszeitvolumen einer Vollzeitarbeitskraft entspricht, so ist davon auszugehen, dass ein dauernder Personalmehrbedarf besteht. In diesem Fall verpflichtet sich die Arbeitgeberin, einen neuen Arbeitnehmer in diese Abteilung bis zum 31.03.2011 einzustellen. Sind im Monatsdurchschnitt so viele Überstunden/Mehrarbeit angefallen, dass dies dem Arbeitszeitvolumen mehrerer Arbeitnehmer entspricht, sind entsprechend mehr Arbeitnehmer einzustellen. 
Alternativ: Sofern die Analyse der Überstunden-/Mehrarbeitsstatistik ergibt, dass in einer Abteilung über das ganze Jahr 2010 hinweg ständig so viele Überstunden/Mehrarbeit angefallen sind, dass dies mindestens dem Arbeitszeitvolumen einer Vollzeitarbeitskraft entspricht, so ist davon auszugehen, dass ein dauernder Personalmehrbedarf besteht. In diesem Fall werden die Betriebsparteien über Rationalisierungsmaßnahmen und eine Optimierung der Arbeitsabläufe beraten, mit dem Ziel, die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der Abteilung zu entlasten. Diese Maßnahmen dürfen nicht zu einem Abbau von Arbeitsplätzen im Betrieb führen; betriebsbedingte Kündigungen im Zusammenhang mit solchen Rationalisierungs- und Optimierungsmaßnahmen schließen die Betriebsparteien ausdrücklich aus. Diese Beratungen haben bis zum 28.02.2011 abgeschlossen zu sein. Stellen die Betriebsparteien fest, dass diese Maßnahmen nicht ausreichen, um die Situation in der Abteilung im Hinblick auf den Anfall von Überstunden/Mehrarbeit nachhaltig zu verbessern, so verpflichtet sich die Arbeitgeberin, einen neuen Arbeitnehmer in diese Abteilung bis zum 31.03.2011 einzustellen. Sind im Monatsdurchschnitt so viele Überstunden/Mehrarbeit angefallen, dass dies dem Arbeitszeitvolumen mehrerer Arbeitnehmer entspricht, sind entsprechend mehr Arbeitnehmer einzustellen. 
Alternativ: Sofern die Analyse der Überstunden-/Mehrarbeitsstatistik ergibt, dass in einer Abteilung über das ganze Jahr 2010 hinweg ständig in erheblichem Maße Überstunden/Mehrarbeit angefallen sind, stimmen die Betriebsparteien darin überein, die Durchführung von Rationalisierungsmaßnahmen zu prüfen. Hierüber wird ggf. eine gesonderte Betriebsvereinbarung geschlossen; ohne eine solche Betriebsvereinbarung dürfen Rationalisierungsmaßnahmen nicht durchgeführt werden. Die Durchführung von Rationalisierungsmaßnahmen darf auf keinen Fall zum Wegfall von Arbeitsplätzen und zum Ausspruch von betriebsbedingten Kündigungen im Betrieb führen. Das Nähere regelt eine noch gesondert abzuschließende Betriebsvereinbarung.
Die Betriebsparteien stimmen darin überein, dass kurzfristige Arbeitskraftbedarfsspitzen statt durch Anordnung von Überstunden/Mehrarbeit auch durch den Einsatz des betrieblichen Springerpools oder befristet beschäftigter Arbeitnehmer oder die Einstellung von Leiharbeitnehmern abzudecken sind. Der Betriebsrat kann in solchen Fällen die Zustimmung zur Ableistung von Überstunden/ Mehrarbeit verweigern und den Arbeitgeber auf die Einstellung von Leiharbeitnehmern oder befristet beschäftigten Arbeitnehmern verweisen.
Es wird ein betrieblicher Springerpool eingesetzt. Der Springerpool besteht aus fünf Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern. Er dient zur zeitweiligen personellen Unterstützung der Abteilungen … im Falle von kurzfristigen Personalengpässen.

§ 6 Mitbestimmung des Betriebsrats bei Überstunden/Mehrarbeit
Die Betriebsparteien stimmen darin überein, dass in jeder Abteilung maximal zehn Überstunden bzw. zehn Stunden Mehrarbeit im Monat ohne vorherige Zustimmung des Betriebsrats angeordnet werden dürfen oder von der Arbeitnehmerin entgegengenommen werden dürfen. In diesem Rahmen genügt es, wenn der Betriebsrat über diese Überstunden/Mehrarbeit unverzüglich informiert wird. 
Bei Überschreitung dieses Rahmens bedarf jede Anordnung von Überstunden/Mehrarbeit oder deren Annahme durch die Arbeitgeberin stets der vorherigen Zustimmung des Betriebsrats. 
Die Betriebsparteien stimmen darin überein, dass der Betriebsrat insbesondere berechtigt ist, die Zustimmung zu Überstunden/Mehrarbeit zu verweigern, wenn die Arbeitgeberin entgegen ihrer Verpflichtung aus § 5 dieser Betriebsvereinbarung das Personal in der betreffenden Abteilung nicht aufgestockt hat oder durch Rationalisierungs- und Optimierungsmaßnahmen für eine Entlastung der Arbeitnehmer gesorgt hat.

§ 7 Informationsrechte des Betriebsrats
Der Betriebsrat erhält von der Arbeitgeberin monatlich eine Arbeitszeitstatistik, die die Soll- und Istarbeitszeiten aller Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Betrieb ausweist, sowie den jeweiligen Stand der Arbeitszeitkonten. Die Arbeitgeberin stellt zudem sicher, dass der Betriebsrat tagesaktuell jederzeit auf die Arbeitszeitdaten der Arbeitnehmer zugreifen kann. Dem Betriebsrat ist zu diesem Zweck ein EDV-Zugang auf das Arbeitszeitkonto einzurichten.

§ 8 Informationsrechte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben das Recht, sich über den Stand ihrer Arbeitszeitkonten bzw. ihrer Überstunden-/Mehrarbeitssituation jederzeit tagesaktuell zu informieren. 

§ 9 Anspruch auf Freizeitausgleich
Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des Betriebs haben einen Anspruch auf Gewährung von Freizeitausgleich für die von ihnen geleisteten Überstunden/Mehrarbeit. Eine Abgeltung der Freizeitausgleichsansprüche – auch nach § 3 dieser Betriebsvereinbarung – ist freiwillig. 
Der Freizeitausgleich kann auch vor einem oder im Anschluss an einen Erholungsurlaub in Anspruch genommen werden. 
Die Beantragung und Gewährung von Freizeitausgleich richtet sich nach den geltenden betrieblichen Regelungen zur Beantragung und Gewährung von Erholungsurlaub. Verweigert die Arbeitgeberin einem Arbeitnehmer die Gewährung des beantragten Freizeitausgleichs, so haben die Betriebsparteien hierüber zu beraten. Können sich auch die Betriebsparteien nicht einigen, so können beide Betriebsparteien jeweils die Einigungsstelle anrufen, deren Spruch die Einigung der Parteien ersetzt.

§ 10 Schlussbestimmungen
Die Beschäftigung von Leiharbeitnehmern oder die Durchführung von Rationalisierungsmaßnahmen darf keinesfalls im Betrieb zu einem Personalabbau, einem Wegfall von Arbeitsplätzen, dem Ausspruch von betriebsbedingten Kündigungen oder der Nichtverlängerung oder Nichtentfristung von Arbeitsverträgen bereits beschäftigter befristet eingestellter Arbeitnehmer führen.
Sollte diese Betriebsvereinbarung teilweise unwirksam sein oder werden, so wird dadurch nicht die Betriebsvereinbarung insgesamt unwirksam. Vielmehr werden die Betriebsparteien die unwirksame Regelung durch eine wirksame Regelung ersetzen, die dem wirtschaftlichen Sinn und Zweck der unwirksamen Regelung so weit wie möglich entspricht.
Die Betriebsvereinbarung tritt mit ihrer Unterzeichnung in Kraft.
Die Betriebsvereinbarung kann mit einer Frist von sechs Monaten zum Quartalsende gekündigt werden, erstmals zum 30.09.2011. Im Falle ihrer Kündigung wirkt die Betriebsvereinbarung bis zum Abschluss einer sie ersetzenden Regelung nach.


Ort, Datum
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